
US-Präsident Joe Biden 
lässt keine Gelegenheit 
aus, um zu betonen, 
dass ihm nichts im Le-

ben wichtiger ist als seine Fami-
lie. Stolz erzählt von seinen sechs 
Enkeln. Kein Tag vergehe, an dem 
er nicht mit ihnen spreche, gibt 
der 80-jährige Opa Joe zum Bes-
ten.     Diesen ausgeprägten Fami-
liensinn hat Biden schon immer 
mit seinen privaten Tragödien be-
gründet. 1972 war der damals 
29-Jährige ein frisch gebackener 
Senator, als ihn die Nachricht er-
reichte, dass Ehefrau Neilia und 
Tochter Naomi bei einem Auto-
unfall ums Leben gekommen wa-
ren. Sohn Beau, der wie auch sein 
jüngerer Bruder Hunter die Kol-
lision mit einem Lastwagen über-
lebt hatte, erlag dann 2016 mit nur 
47 Jahren einer Erkrankung an 
Gehirnkrebs.

Doch Bidens Familiensinn hat 
offensichtlich Grenzen. Ein sieb-
tes Enkelkind, Navy Joan Roberts, 
ein spritziges und selbstbewuss-
tes Mädchen mit langen, blonden 
Haaren, das sein Sohn Hunter (53) 
mit einer Nackttänzerin aus Ar-
kansas hat, wird vom Weißen 
Haus einfach ignoriert.
   Rob Roberts, der Großvater der 
verstoßenen Enkelin mütterli-
cherseits, sagt von Navy Joan, sie 
wisse genau, dass ihr Papa Hun-
ter Biden und der „andere Opa“ 
der mächtigste Mann auf dem 
Erdball ist. Unklar sei ihr nur, 
„warum sie weder mit dem einen 
noch dem anderen jemals reden 
konnte und beide so tun, als wür-
de Navy nicht existieren“.

Affäre mit Stripperin
Die Geschichte, die sich dahinter 
verbirgt, ist folgende: Hunter Bi-
den, das einzig noch lebende Kind 
des Präsidenten, war 2018 wieder 
der Kokainabhängigkeit verfallen, 
mit der er schon seit Jahren ge-
kämpft hatte. Nicht selten fre-
quentierte er damals Striptease-
Lokale in der US-Hauptstadt. Da-
bei lernte er in Washington die 
damals 27-jährige Nackttänzerin 
Lunden Roberts kennen, die 
Tochter eines Waffenherstellers 
aus Batesville, Arkansas. Bald da-
nach stellte Hunter die Strippe-
rin sogar als persönliche Assis-
tentin ein. Auf Verhütung hatte 

der Prominentensohn während 
der kurzlebigen Affäre offensicht-
lich verzichtet. Dass der Biden-
Sprössling tatsächlich der Vater 
ist, wurde von Tests bestätigt.
    Lange Zeit zahlte Hunter an sei-
ne frühere Geliebte 20 000 Dol-
lar pro Monat, ging dann aber vor 
Gericht, um „wegen veränderter 
Einkommensverhältnisse“ eine 
geringere Rate zu beantragen. 
Verständlich, denn als sein Vater 
Vizepräsident war, hatte Hunter 
als Vorstandsmitglied des ukrai-
nischen Erdgas-Konzerns Buris-
ma 500 000 Dollar pro Jahr kas-
siert. Deutlich weniger verdiente 
er  als Künstler, der seine Gemäl-
de an Sammler und Galerien ver-
kaufte.

Vor einigen Wochen schlossen 
Hunter und Lunden Roberts ei-
nen Vergleich und legten damit 
ihren Rechtsstreit zu den Akten. 
Insidern zufolge wurde die mo-
natliche Unterhaltszahlung für 

Navy Joan um 5000 Dollar redu-
ziert. Das junge Mädchen darf 
sich zudem aus dem künstleri-
schen Portfolio ihres Vaters eini-
ge Werke aussuchen. Im Gegen-
zug erfüllt die Stripperin den po-
litisch sensibelsten Wunsch der 
Biden-Familie: Dass Roberts 
Tochter darauf verzichtet, den 
prominenten Nachnamen zu 
übernehmen. Das juristische Tau-
ziehen mag damit der Vergangen-

heit angehören, doch politisch 
könnte die Affäre von Biden Ju-
nior, den einige Medien als „den 
Missratenen“ verspotten, noch 
weite Kreise ziehen. Vertreten 
wurde Lunden Roberts nämlich 
von dem Rechtsanwalt Clint Lan-
caster, der in der Vergangenheit 
auch Ex-Präsident Donald Trump 
juristisch beraten hat.  Für den 
Rechtsstreit holte Lancaster zu-
dem den früheren Trump-Mit-

abeiter Garrett Ziegler an Bord, 
der an Trumps Versuch beteiligt 
war, Bidens Wahlsieg zu kippen. 
Mit der Unterstützung konserva-
tiver Spendenkomitees sind sie 
auch heute noch bemüht, Hunter 
und die gesamte Biden-Familie zu 
diskreditieren.
    Anhänger Bidens, allen voran 
die linksgerichtete Organisation 
Facts First USA, blasen aber zum 
Gegenangriff. Sie haben in sozia-
len Medien Fotos von Großvater 
Rob Roberts zusammen mit 
Trumps ältestem Sohn Don Junior 
veröffentlicht. Hunters Entglei-
sungen würden sich „harmlos 
ausnehmen“ im Vergleich zu den 
Verbrechen, die Donald Trump 
als Präsident begangen habe, sag-
te ein Mitarbeiter von Facts First 
USA. Ob das die Wähler auch so 
sehen, wird sich während des Prä-
sidentschaftswahlkampfs zeigen, 
der schon langsam auf Touren 
kommt.

Bidens verstoßenes Enkelkind 
USA Der Präsident gibt sich gerne als großer Familienmensch. Eine Tochter seines skandalumwitterten Sohnes 
Hunter wird aber vom Weißen Haus ignoriert und bietet den Republikanern eine Angriffsfläche. Von Peter DeThier

Wo ist Chinas 
Minister
Qin Gang?

Peking. Als Qin Gang Ende Juni 
den russischen Vize-Außenminis-
ter Andrej Rudenko empfing, stol-
zierte er noch betont gelassen 
durch das Pekinger Regierungs-
viertel. Seither jedoch wurde der 
57-Jährige nicht mehr gesehen. 
Chinas Außenminister: seit über 
drei Wochen spurlos verschwun-
den. Auch am Asean-Treffen ver-
gangene Woche in Indonesien 
nahm der Spitzendiplomat nicht 
teil. „Aus gesundheitlichen Grün-
den“, erklärte damals ein Spre-
cher des Außenministeriums.

Die Gerüchteküche auf chine-
sischsprachigen sozialen Medien 
läuft seither heiß. Vor allem eine 
pikante Theorie hat sich als wahr-
scheinlichster Grund hinter dem 
Verschwinden durchgesetzt: Qin 
Gang habe eine Affäre, ja mögli-
cherweise ein außereheliches 
Kind, heißt es. Und nun werde er 
dafür diszipliniert.

Befeuert wird die Theorie 
durch die Postings einer Hong-
konger Fernseh-Reporterin, die 
den chinesischen Außenminister 
während seiner damaligen Zeit 
als Botschafter in Washington in-
terviewt hat. Auf ihrem Twitter-
Account postete sie nach einem 
Jahr Online-Abstinenz eine kryp-
tische Botschaft mit mehreren Fo-
tos – eine Aufnahme mit Qin 
Gang, eine andere mit ihrem neu-
geborenen Sohn.

 Erst am Montag hakte ein Re-
porter der Financial Times beim 
Außenministerium in Peking 
nach. Er fragte explizit, ob Qin 
Gangs Abstinenz mit den Gerüch-
ten um eine außereheliche Affä-
re zusammenhängen könnte. Die 
Sprecherin Mao Ning entgegne-
te: „Ich habe keine Informationen 
anzubieten“.

Natürlich hat auch ein Politi-
ker das Anrecht auf sein Privat-
leben, aber in der Causa Qin Gang 
geht es im Kern um etwas ande-
res: Dass ein zunehmend repres-
sives und intransparentes System 
immer wieder öffentliche Perso-
nen einfach verschwinden lässt. 
Bei der Tennisspielerin Peng 
Shuai etwa, die in einem zensier-
ten Online-Posting einen hoch-
rangigen Parteikader des sexuel-
len Übergriffs bezichtigte, hat die 
Öffentlichkeit niemals die wahren 
Hintergründe ihrer Abwesenheit 
erfahren. Dass sie später bei of-
fensichtlich inszenierten Auftrit-
ten beteuerte, dass alles in Ord-
nung sei, feuerte die Spekulatio-
nen nur an.     Fabian Kretschmer

Asien Seit drei Wochen ist 
Pekings Spitzendiplomat 
verschwunden. Warum? 
Dazu gibt es eine pikante 
Theorie.

US-Präsident Joe Biden mit seinem Sohn Hunter Biden (links) und seinem Enkel Beau Biden in Washington.  Foto: Andrew Harnik/AP

Spionage
BND-Chef: Glück 
im Unglück
Berlin. Der mutmaßliche Spion 
beim Bundesnachrichtendienst 
(BND) hat nach Einschätzung des 
Behördenchefs Bruno Kahl nur 
begrenzten Schaden angerichtet. 
Die Menge der abgeflossenen In-
formationen sei „sehr überschau-
bar“. Man habe hier „Glück im 
Unglück“ gehabt. Im Dezember 
war der leitende BND-Mitarbei-
ter Carsten L. festgenommen wor-
den – er soll für Russland spio-
niert haben. Der Generalbundes-
anwalt ermittelt wegen des Ver-
dachts des Landesverrats.  afp

Schulen 
Sorge um  
den Digitalpakt
Augsburg. Der Präsident des Leh-
rerverbands, Stefan Düll, trom-
melt für einen neuen „Digital-
pakt“ zugunsten der Schulen. Das 
aktuelle Förderprogramm zum 
technischen Ausbau der Schulen 
läuft bis 2024. Die Bundesregie-
rung hatte ein Abkommen mit 
den Ländern angekündigt, das die 
„Neuanschaffung von Hardware, 
den Austausch veralteter Technik 
sowie die Gerätewartung und Ad-
ministration umfassen“ solle. 
Konkrete Pläne liegen bisher 
nicht vor.  dpa

Krankenkassen
Deutlich höhere 
Beiträge drohen 
Berlin. Angesichts des demografi-
schen Wandels warnt der Freibur-
ger Sozialexperte Bernd Raffel-
hüschen vor einem drastischen 
Anstieg der Beiträge zur gesetz-
lichen Krankenversicherung. Der 
Beitragssatz könnte im Schnitt bis 
2040 auf 22 Prozent des Einkom-
mens steigen, warnte er – derzeit 
sind es 14,6 Prozent zuzüglich ei-
nes individuellen Zuschlags. Um 
den Anstieg zu begrenzen, müss-
ten sich laut Raffelhüschen Pa-
tienten stärker an den Gesund-
heitskosten beteiligen.  kna

Anklage wegen mehrerer Vergehen

Erst Ende Juni hat die 
US-Justiz den Sohn von 
Präsident Joe Bi-
den, Hunter Biden, we-
gen mehrerer Vergehen 
angeklagt. Die Staats-
anwaltschaft im Bun-
desstaat Delaware teilte 
damals mit, dem 

53-Jährigen würden 
Steuerdelikte in zwei 
Fällen zur Last gelegt 
sowie ein Verstoß gegen 
waffenrechtliche Vorga-
ben. Hunter Biden habe 
sich bereit erklärt, sich 
in Bezug auf die Steuer-
vergehen schuldig zu 

bekennen und in Bezug 
auf das Waffendelikt 
eine Vereinbarung ein-
zugehen, um einen Pro-
zess abzuwenden. Er 
habe noch vor Gericht 
zu erscheinen, wo ein 
Richter einen Deal ab-
segnen müsste.  dpa

Tel Aviv/Washington. In Israel ha-
ben am „Tag des Widerstands“ 
Tausende gegen die von der Re-
gierung vorangetriebene Justizre-
form protestiert. Kritiker sehen 
in der Reform die Gefahr, dass Is-
rael zu einer Diktatur werden 
könnte. Landesweit blockierten 
Menschen Straßen, Gebäude und 
Verkehrsmittel.  Es kam zu Zu-
sammenstößen zwischen De-
monstranten und Polizei.  Unter-
dessen wurde Israels Präsident 
Izchak Herzog in Washington von 
US-Präsident Joe Biden empfan-
gen. Die USA sehen den geplan-
ten Umbau der israelischen Jus-
tiz sehr kritisch. dpa Blockaden prägten den „Tag des Widerstands“, hier in Tel Aviv. 
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„Tag des Widerstands“ in Israel

Verschwunden: Chinas Außen-
minister Qin Gang.
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Berlin. Als Markus Söder, damals 
noch bayerischer Minister, inmit-
ten der Flüchtlingskrise 2015 das 
Grundrecht auf Asyl infrage stell-
te, kassierte er einen Aufschrei, 
aber auch Zustimmung. Geändert 
hat sich an der deutschen Verfas-
sung bislang nichts. Der Vor-
schlag aber, das individuelle 
Recht auf Asyl abzuschaffen, wird 
immer wieder mal erhoben.

Jetzt hat es der CDU-Politiker 
Thorsten Frei getan. Er ist als Par-
lamentarischer Geschäftsführer 
einer der wichtigsten Köpfe in 
der Unionsfraktion im Bundestag 
– und gelernter Innenpolitiker, 

der sich schon lange mit dem 
Thema Zuwanderung befasst. Er 
vertritt eine harte Linie, ist aber 
im Gegensatz zu Söder nicht als 
notorischer Provokateur bekannt.

Frei hält sich nicht lange mit 
dem deutschen Grundgesetz und 
dem Asyl-Artikel 16a auf, sondern 
wendet sich in einem Aufsatz für 
die „FAZ“ gleich der europäi-
schen Ebene zu, „da das Asylrecht 
weitestgehend vergemeinschaftet 
und dem nationalen Gesetz geber 
entzogen ist“.

Das Recht auf Asyl steht in der 
Charta der Grundrechte der EU 
und wird konkret durch mehrere 

Rechtsakte des Gemeinsamen Eu-
ropäischen Asylsystems ausge-
staltet, dazu gehören beispiels-
weise auch die Dublin-Verord-
nungen.

Ein „Konstruktionsfehler“
Frei nennt es einen „Konstrukti-
onsfehler“, einerseits am indivi-
duellen Recht auf Asyl festzuhal-
ten und gleichzeitig zu versuchen, 
seine Inanspruchnahme zu be-
grenzen. Europa tue derzeit alles 
dafür, „dass möglichst wenige 
dieses Recht in Anspruch neh-
men“, schreibt Frei. Das führe zu 
einem „zutiefst inhumanen“ 

Wettlauf nach Europa, der ausge-
rechnet den Schwächsten kaum 
Chancen biete. Der CDU-Politi-
ker plädiert stattdessen für die 
Aufnahme jährlicher Kontingen-
te von 300 000 bis 400 000 Schutz-
bedürftigen in die EU pro Jahr.

Kritik kam umgehend aus der 
Ampel und von Flüchtlingsorga-
nisationen. Pro Asyl beklagte, 
Freis „Ausstiegskonzepte aus dem 
bestehenden Völkerrecht“ sende-
ten „ein fatales Signal in die 
Welt“. Grünen-Chef Omid Nou-
ripour nannte es „rechtlich hoch 
zweifelhaft“, das Grundrecht auf 
Asyl „einfach wegzugeben“. Und 

SPD-Fraktionsvize Dirk Wiese er-
klärte, der Vorschlag „geht ins 
Leere, da er illegale Migration 
nicht stoppen wird“.

Die EU wiederum müht sich 
seit Jahren um eine Asylreform, 
die allerdings den Kern der Kon-
struktion zumindest auf dem Pa-
pier unangetastet lassen soll. Der 
kürzlich erzielte Kompromiss 
sieht deutliche Verschärfungen 
der Asylverfahren vor, zum Bei-
spiel haftähnliche Bedingungen 
für Asylbewerber in streng kon-
trollierten Einrichtungen. Aber 
auch diese Reform ist noch um-
stritten.  Ellen Hasenkamp

Vorstoß gegen das individuelle Recht auf Asyl
Migration Thorsten Frei, Parlamentarischer Geschäftsführer (CDU), spricht sich für eine Kontingentlösung aus.
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